
Das Jahr 2014 war ein arbeitsrei-
ches und ein gutes Jahr. Ein gutes 
Jahr vor allem für unsere Region. 
Ich freue mich, dass ich mit meiner 
politischen Arbeit ein wenig dazu 
beitragen konnte.

Auch wenn wir die zentralen sozi-
aldemokratischen Forderungen 
des Koalitionsvertrages umgesetzt 
haben, ist das kein Anlass, sich jetzt 
auszuruhen. Ganz im Gegenteil: 
Wir werden der CDU ganz genau 
auf die Finger schauen. Die flapsig 
geplante PKW-Maut, die strate-
gielose Bundeswehrreform, wort- 
und tatenlose Gesundheitspolitik, 
chauvinistische Wort-Ausfälle, die 
Bundeskanzlerin Merkel entschuldi-
gen muss, all das ist Grund genug, 
nach einigen Tagen der Ruhe und 
Besinnlichkeit die sozialdemokrati-
schen Sinne zu schärfen.

Ich wünsche Ihnen und euch ein 
gesundes, erfolgreiches Jahr 2015!

„Mit den 
besten 

Perspektiven 
ins 

  neue Jahr 
2015!“

Was in Zukunft mit dem Soli-
daritätszuschlag passieren 
soll, ist beinahe jeden Tag 
Thema in den Medien. Ganz 
aktuell wird so getan, als 
hätten die SPD- und  grün 
regierten Bundesländer still-
schweigend vereinbart, den 
Soli als Aufschlag auf die 
Einkommenssteuer weiterzu-
führen. Zeit, wie ich finde, um 
das Wirrwarr der Diskussionen 
mal aufzuräumen.

Tatsache ist, dass Finanzmi-
nister Schäuble (CDU) den 
Solidaritätszuschlag in die 
Einkommensteuer überfüh-
ren wollte. Bundeskanzlerin 
Merkel (CDU) und Ministerprä-
sident Seehofer (CSU) haben 
dies Medienberichten zufolge 
abgelehnt, damit es bei der 
nächsten Bundestagswahl der 
CDU nicht als Steuererhöhung 
ausgelegt wird. CDU-Frak-
tionschef Kauder hat dann 
öffentlich gesagt: „Die Einrei-

DIE SOLI-DEBATTE
hung des Soli in die normale 
Steuer würde zu einer Steuer-
erhöhung führen. Das machen 
wir nicht.“ Bereits zu Wahl-
kampfzeiten hat die Bundes-
kanzlerin jedoch deutlich 
gemacht, dass man am Soli 
festhalten müsse und dieser 
nicht abgeschafft werde.

Für die Menschen in Deutsch-
land ist das doch eine Diskus-
sion um ein Phantom. Denn 
ob nun der Soli als Soli bezahlt 
oder in Form eines Aufschlags 
auf die Einkommensteuer 
entrichtet wird, ändert nichts an 
der individuellen finanziellen 
Belastung. Trotz oder gerade 
wegen der „schwarzen Null“ 
steht Deutschland vor massi-
ven Herausforderungen auf 
allen Ebenen. Hierfür bedarf 
es einer Fairness-Agenda. 
Diese habe ich deshalb auch 
in einem Namensartikel in der 
Zeitschrift DEMO (siehe S.2) 
gefordert.
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1. Schon vor der Bundestagwahl 
hat die SPD die schrittweise Über-
nahme bei der Grundsicherung 
im Alter durchgesetzt. Das Entlas-
tungsvolumen steigt von 5,5 Mrd. 
€ auf fast 7 Mrd. € p.a. bis 2017 an.

2. Die Entflechtungsmittel sind bis 
einschließlich 2019 auf dem bishe-
rigen Niveau (2,57 Mrd. € jährlich) 
fortgeschrieben.

3. Das Bundeskabinett hat jüngst 
einen Gesetzentwurf beschlos-
sen, der die Kommunen bis 2017 
über einen höheren Bundesanteil 
an den Kosten der Unterkunft und 
Heizung und durch eine Erhö-
hung des Gemeindeanteils an der 
Umsatzsteuer um 1 Mrd. € p.a. 
entlastet.

4. Der Koalitionsvertrag sieht 
zudem nach Verabschiedung 
des Bundesteilhabegesetzes die 
Entlastung von 5 Mrd. € jährlich 
von der Eingliederungshilfe vor.

Fairness-Agenda
Eines vorweg: Es liegt noch eini-
ges an Wegstrecke vor uns. Wir 
haben jetzt erste, ich betone 
erste, Erfolge mit sozialdemokra-
tischer Prägung zu verzeichnen. 
Das oftmals gegen starke Wider-
stände von CDU/CSU Erreichte 
ist Motivation diesen Weg konse-
quent weiterzugehen.

Bund, Länder und Kommunen 
sollen dauerhaft leistungsfähig 
sein. Für die SPD muss es deshalb 

im Rahmen einer Fairness-Agenda 
darum gehen, mehr Transparenz 
in die Finanzierungsströme zu 
bringen. 

„Klarheit und Nachvoll-
ziehbarkeit stellen sicher,  

dass die Fairness des 
Systems permanent und 

öffentlich auf dem  
Prüfstand steht.“

Zudem muss eine offene Diskus-
sionskultur mit Beteiligung der 
Menschen in den Kommunen - 
also uns allen - gepflegt werden.

„Der Fairnessgedanke 
ist heute für mich einer 

der wesentlichsten Unter-
schiede zwischen der SPD 

und anderen Parteien.  
Wir müssen dazu einen 

Weg beschreiten, der für 
alle gangbar ist.“

Das allseitige Wohlgefühl, nach 
Beteiligung und Diskussion eine 
faire Lösung gefunden zu haben, 
ist unerlässlich, wenn das Ergebnis 
für die Jahre nach 2019 belastbar 
sein soll. Dies soll meiner Ansicht 
nach der Startschuss für eine Fair-
ness-Agenda sein, die sich auf 
weitere gesellschaftspolitische 
Themenfelder ausdehnen muss.

Ende 2019 laufen die bisherigen 
Regelungen zum Länderfinanz-
ausgleich und zum Solidarpakt 
aus. Dann gilt, dass die Länder-
haushalte ohne Einnahmen aus 
Krediten auszugleichen sind. Wer 
aber denkt wir hätten fünf Jahre 
Zeit uns Gedanken über das zu 
machen, was danach kommt, der 
irrt. Belastbare, kluge Lösungen 
kommen nicht über Nacht. Wir 
haben deshalb vereinbart in dieser 
Legislaturperiode die Weichen zu 
stellen.

Meines Erachtens ist es von 
zentraler Bedeutung, die neuen 
Regeln zwischen Bund, Ländern 
und Kommunen entlang einer 
Fairness-Agenda abzustecken. 

„Es wird nicht DEN Profi-
teur oder DEN Belasteten 

neu geordneter Finanz-
ströme geben dürfen.“

Das Ergebnis muss ein fairer 
Ausgleich zwischen den staatli-
chen Ebenen sein.

Zwischenstand
Für die SPD ist die Stärkung der 
Kommunen unverändertes Ziel. 
Sie als handlungsfähige, lebens-
werte Orte der Geborgenheit zu 
erhalten ist sozialdemokratisches 
Selbstverständnis. 
Was ist also bisher bei ihrer Entlas-
tung auf den Weg gebracht?

DIE SPD ENTLASTET DIE KOMMUNEN 
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namentliche Abstimmungen im Plenum 
des Deutschen Bundestags. An allen 
habe ich teilgenommen.

DAS JAHR 

	     2014 

		   IN ZAHLEN 63

Besucherinnen und Besucher aus  
Oldenburg und dem Ammerland zu 
Gast bei mir in Berlin.

Reden im Plenum mit insgesamt fast 
60 Minuten Redezeit - die erste am 
20. Februar zur Mietpreisbremse.10

Vorträge und Podiumsdiskussionen im 
Wahlkreis zu aktuellen Themen, hier 
z.B.  zur Integration.14 Schulklassen aus Oldenburg und dem 

Ammerland haben mich im Deutschen 
Bundestag besucht.31

Termine: z.B. Kennenlerngespräche, 
Ortsbegehungen und Betriebsbesich-
tigungen.909

Interessierte bekommen jeden Monat 
meinen Newsletter. 12 Ausgaben waren 
es in diesem Jahr.904

1231
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Wenn die ersten körperlichen Schwä-
chen Hilfe nötig machen - vom Gardinen 
aufhängen bis zum Gang zur Behörde - 
ist für alle, die zuhause wohnen bleiben 
möchten, organisierte Nachbarschafts-
hilfe gefragt. Darum geht es u.a. in der 
Podiumsdiskussion „Leben im Alter auf 
dem Land“ mit Anke Heidenreich von 
evasenio, Anna Pfeiffer vom Senioren-
büro des Landkreises Ammerland und 
Gotthard Schönbrunn vom Seniorenbeirat 
Wiefelstede. Am 20. Januar 2015 um 19 
Uhr in Karl Rabes Gasthof (Hauptstraße 28 
in 26215 Wiefelstede). Bitte im Wahlkreis-
büro anmelden. 

Dienstag, 20. Januar 2015
19 Uhr - Gasthof Rabe
Wiefelstede

LEBEN IM ALTER

Zum Thema „Miteinander 
statt gegeneinander“ hat die 
Friedrich-Ebert-Stiftung am 
17. November 2014 in den 
Alten Landtag in Oldenburg 
eingeladen. 100 Zuschauerin-
nen und Zuschauer beteiligten 
sich an der Podiumsdiskus-
sion, wie ein Zusammenleben 
der Generationen gelingen 
kann.
 
Unser ehemaliger SPD-
Bundesvorsitzender und Vize-
kanzler a.D. Franz Müntefe-
ring warb für ein gerechteres 
Miteinander in allen Lebensal-
tern: Stabilere Berufsperspek-
tiven für die jüngere Genera-
tion und lebenslanges Lernen 
und gesellschaftliches Enga-

ZUSAMMENLEBEN

gement bis ins hohe Alter.

Auch mein Ziel ist es, das 
Verbindende der Generati-
onen zu suchen. Vor allem in 
Firmen, Projekten und Verei-
nen hat jedes Lebensalter 
sein ganz spezielles Wissen 
und seine Vorzüge. 

Oldenburger Gespräche der FES zu 
demografischem Wandel 

In meiner alten Grundschule 
in Metjendorf habe ich beim 
bundesweiten Vorlesetag 
am 21. November 2014 „Die 

Olchis fliegen in die Schule“ 
vorgelesen. Ein tolles Gefühl, 
wie sich meine Grundschule 
in 20 Jahren entwickelt hat!

VERANSTALTUNGSHINWEIS

VORLESETAG


